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Imperiale oder Internationale Beziehungen? 
Imperiumszyklische Überlegungen zum 
jüngeren American-Empire-Diskurs1

Sebastian Huhnholz

I

Die Begriffsfamilie des Imperialen sieht sich einem diffusen Wandel ausge-
setzt. Der Höhepunkt ihrer Transformation lässt sich in die letzte Dekade 
datieren, auf das erste Jahrzehnt unseres Jahrhunderts. In empirischer und 
politischer Hinsicht bildet die Debatte über Herkunft, Gestalt und Zukunft 
bzw. Niedergang eines sogenannten American Empire die Hintergrundfolie 
des Verständniswandels, deren Beginn zwar in das Ende der bipolaren Ära 
zurückreicht, deren auch imperiumspolitisch offensive Wende in Form der 
Frage nach einer potentiell US-amerikanisch dominierten, unipolaren Welt-
ordnung indes erst nach 9/11 erfolgte. Infolgedessen bekam auch die zumal 
globalhistorisch vergleichende Imperienforschung deutlichen Aufwind. Im 
Wechselspiel mit den etablierten Denkkategorien der Internationalen Bezie-
hungen (IB) indes blieb eine historisch informierte und integrierte Theorie-
bildung zuweilen schwer. Im überzeichnenden Sinne einer Arbeitshypothese 
ist zu konstatieren, dass viele mit Blick auf die jüngere Einseitigkeitsdoktrin 
der Vereinigten Staaten entstandenen, historisch ausgreifenden und bis in 
die Gegenwart reichenden Imperiumstheorien gegen konventionelle Denk-
modelle der politikwissenschaftlich jüngsten Disziplin der IB entstanden 
sind.

Hier tritt eine Spannung zutage, die von zwei Polen her bestimmt werden 
kann. Auf der einen Seite ist die »Einbettung von Theorien in historische 
Kontexte wohl in kaum einer Disziplin so klar (und naheliegend) wie in den 
Internationalen Beziehungen. Nicht umsonst werden die Theorien der Inter-

	 1	Für wertvolle Hinweise und Vorschläge danke ich insbesondere Eva M. Hausteiner, Kars-
ten Fischer, Jochen Kleinschmidt, Matthias Hansl sowie Kommentatoren und Mitdisku-
tierenden auf der von den Herausgebenden veranstalteten Berliner Tagung sowie der im 
Oktober 2011 in München abgehaltenen Konferenz der DVWP-Sektion Internationale 
Beziehungen.
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nationalen Beziehungen meist anhand der historischen Entwicklung des 20. 
Jahrhunderts gelehrt« (Daase/Junk 2011: 133). Im Übergang zur »post-natio-
nalen« Konstellation bedürfen diese Theorien des letzten Jahrhunderts also 
einer umfassenden Musterung (Zangl/Zürn 2003: 25), und nicht zufällig 
wird ungeachtet etwaiger Fortschrittsparadigmen für solche Plädoyers im-
mer wieder der Vergleich mit der düsteren Entstehungsphase des Westfäli-
schen Systems bemüht (vgl. ebd.: 269; Münkler 2002). Denn auf der ande-
ren Seite der theoretischen Anpassungsbemühungen stehen nicht etwa nur 
optimistische Visionen einer Global Governance, sondern ebenso deren skep-
tischere Gegenspieler – Konzepte der Imperialität. Diese dienen nun nicht 
mehr allein als pejorative Fremdzuschreibungen. Sie wurden zuletzt auch als 
besorgte bis affirmative Selbstbeschreibungen »westlicher«, insbesondere 
US-amerikanischer Weltpolitikformationen anverwandelt.

Doch wie binnendemokratische Imperialität, ja sogar eine seit langem als 
»imperiale Republik« angesprochene Großmacht wie die USA imperiumska-
tegorisch zu bestimmen sei (vgl. z.B. Biskamp 2010; Unger 2010; Aron 
1975), stellt eine anhaltend komplizierte Forschungsfrage dar. Gerade mit 
Blick auf ein mögliches US-amerikanisches Imperium fällt es häufig schwer, 
von dessen antikolonialistischen Wurzeln und demokratie- wie liberalitäts-
missionarischen Weltanschauungen zu abstrahieren, ohne nur aktuelle oder 
situative Realpolitik in den Blick zu nehmen. Imperientheorien haben zu-
dem (wenigstens ihrem Anspruch nach) gewöhnlich welthistorische Reich-
weite. Die großen Hypothesen internationaler Politik hingegen wurden in 
jenem 20. Jahrhundert entwickelt, dessen Realitäten den theoretischen Vor-
gaben nicht immer folgten – und sie überholen sich derzeit. Ferner sind die 
USA für beide Zugriffsperspektiven auch nur noch ein Einzel- und zudem 
Spezialfall – folglich müssen Vereinheitlichungen schwerfallen.

Vergleiche der USA mit den Imperien der Weltgeschichte sehen sich da-
her immer wieder auf diverse Unvergleichlichkeiten zurückgeworfen, sodass 
sich zumal der kulturell »eingebetteten« US-Geschichtswissenschaft wie 
auch den IB das von Hans-Ulrich Wehler (1989) einmal so benannte histo-
riographische Dilemma namens »Aufklärung« versus »Sinnstiftung« stellt. 
Denn die auch wissenschaftliche US-amerikanische Dominanz und Deu-
tungshoheit für die Frage der Theoretisierungsfähigkeit internationaler poli-
tischer Beziehungsgeflechte birgt eine Erkenntnisverzerrung eigener Güte. 
Hält man sich vor Augen, dass die disziplinären Grundzüge der IB nicht nur 
maßgeblich in den USA selbst entwickelt worden sind, sondern zu gewichti-
gen Teilen mit den im spätimperialistischen Zeitalter formatierten ideologi-
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schen Leitperspektiven der US-Außenpolitik kovariieren, liegt der (grund-
sätzlich freilich nicht neue) Verdacht nahe, dass die im letzten Jahrzehnt 
deutlich gewordene Konkurrenz bzw. die von diversen sozusagen embedded 
scientists teils scharf angegriffene Konvergenz von asymmetrierungsanaly-
tisch angelegten Imperientheorien (siehe dazu auch Münkler 2006) und 
symmetrisch grundierten IB-Beobachtungsrastern auch durch politisch nor-
mative Bedürfnisse beeinflusst sind. Einmal mehr pointiert: Je symmetrieo-
rientierter die Weltpolitik interpretiert wird, desto weniger hat man von den 
demgegenüber kritisch bis potentiell delegitimierend wirkenden imperiums
orientierten Analysen zu befürchten.

Insofern griffe es auch zu kurz, diesen Grundgedanken so bewenden zu 
lassen, als handelte es sich um Analysedifferenzen allein. Denn es wäre mit 
Blick auf die vor allem inneramerikanische Empire-Debatte, wie sie in der 
ersten Dekade unseres Jahrhunderts geführt2 und mittlerweile abgeschlossen 
wurde (vgl. Falke 2011), nicht hinreichend zu plausibilisieren, warum sie 
überhaupt mit Imperiumsbegriffen geführt wurde. Es ist daher zu berück-
sichtigen, dass den intellektuellen Feinjustierungen öffentlicher Begriffe wie 
»empire«, »imperial« etc. politische Geltungsabsichten mitnichten abgehen. 
Gerade der jüngste Empire-Diskurs fand nicht allein im so oft verlachten 
Elfenbeinturm statt, sondern wurde mit Blick auf politische Interessen und 
Nutzbarmachungen ebendort auch abgerufen und alimentiert. Die diskursi-
ve Arbeit am Empire-Begriff bleibt daher eine immer auch politische.

Im Folgenden wird der Versuch unternommen, die bislang noch zwi-
schen Imperien- und IB-Forschung deutliche Theoriespannung hinsichtlich 
US-amerikanischer Außenpolitikstile aufzuzeigen, gemeinsame wie auch 
konträre Blickwinkel deutlich zu machen und zwar zugunsten eines Plädo-
yers für eine integriertere Analyse dessen, was der jüngste Diskurs um ein 
American Empire war und was weitere Forschungen jenseits disziplinärer 
Distinktionen aus ihm lernen könnten. Zu diesem Zweck werden zunächst 
einige Positionen besagten Empire-Diskurses zur Erinnerung gegeben (II). 
Anschließend werden einige imperiumszyklische Leitfragen perspektiviert 
zwecks Verdeutlichung, warum aus einem imperiumshistorischen Blickwin-

	 2	Der hiesige Beitrag bildet einen Aspekt einer noch unabgeschlossenen Studie über Impe-
rienverständnisse und Antiketransformation im US-amerikanischen Empire-Diskurs des 
beginnenden 21. Jahrhunderts ab, an derer statt einführend verwiesen werden soll auf 
Behrends (2006); Hochgeschwender (2006); Masala (2004); Burton (2011); Huhnholz 
(2010b). Positionen jenseits rein innerakademischer Beobachtungen bieten vor allem 
Speck/Sznaider (2003); Bacevich (2003); Calhoun u.a. (2006) sowie die National Interest, 
Jg. 71, H. 1 von 2003.
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kel gerade kein monolithisches, eindeutig erkennbares Reich erwartet wer-
den muss, wenn sich die analytische Frage nach imperialen Politikstilen stellt 
(III). Denn nur dann wird auch die Beobachtung plausibler, dass der Em-
pire-Diskurs nicht der erste war, nur der bislang öffentlichste und intensivs-
te. Hiervon ausgehend werden im Abschnitt IV Anfragen an einige Deu-
tungsangebote der IB hinsichtlich ihres auch historisch differenzierenden 
Potentials für die Analyse amerikanischer Außenpolitik gestellt. Der Ab-
schnitt V plädiert sodann für Ergänzungen klassischer IB-Deutungsmuster 
um historische und vor allem innenpolitische Perspektiven auf die US-Au-
ßenpolitik anhand verfassungszyklischer Analysevorschläge und mündet in 
einen knappen Ausblick (VI).

II

Es sind nicht zuletzt die engmaschigen Verflechtungen US-amerikanischer 
Intellektueller mit Politik, Politikberatung und Wissenschaft, welche eine 
anspruchsvolle Transformation des Empire-Verständnisses überhaupt er-
möglichen. Sie finden allerdings auch eine verunsichernde weltpolitische 
Situation vor, die die lange, zuletzt stark kritisierte Abstinenz (vgl. z.B. Pitts 
2010) der Geistes-, Sozial- und Geschichtswissenschaften gegenüber imperi-
umspolitischen Fragestellungen nur bestätigt und entsprechend vielschichti-
ge Versuche, gedankliche Ordnung zu schaffen und politische Orientierung 
zu geben, hervorbringt. Eine prominente Reihe von entweder schon dem 
Titel nach oder sodann inhaltlich auf Widersprüche verweisenden Werken 
und Bindestrich-Semantiken mag das verdeutlichen: Benevolent Empire (Ka-
gan 1998), Blowback (Johnson 2000), Empire lite (Ignatieff 2003a), Incoher-
ent Empire (Mann 2003), Fear’s Empire (Barber 2003), Hegemony or Survival 
(Chomsky 2003), Transitional Empire (Garrison 2004), Semi-empire (Etzio-
ni 2004: 4), Superempire (Porter 2006), Post-territorial Empire (Maier 2006: 
277), Imperialism of Human Rights (Hobsbawm 2008: xix), Empires of Trust 
(Madden 2008) u.ä.m. Und die Hauptthese Niall Fergusons, lange Jahre 
prononciertester Vertreter der selbstbewussteren Fraktionen der American-
Empire-Debatte, lässt sich berühmtermaßen auf die Formel von einem libe-
ralen »empire in denial« bringen (vgl. Ferguson 2004; dazu Leonhard/von 
Hirschhausen 2006). »Call the American empire lite, virtual, neo, or even 
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liberal; it is omnipresent«, hielt Amitai Etzioni auf dem Höhepunkt der De-
batte fest (2004: 1).

Maßgeblichste Argumente von Kritikern jedweder USA-bezogenen im-
perialen Terminologie und Vergleichsperspektive rekurrieren auf traditionel-
le Einwände der Art, dass die USA ein geschlossener Nationalstaat sind 
(Territorialitätsargument), die Übernahme direkter Souveränität in Inter-
ventionsgebieten ablehnen (Antikolonialismusargument), eine demokrati-
sche Verfassung besitzen (Demokratieargument) und von keinem Imperato-
ren geführt werden (Kaiserargument), dass sich ihre Außenpolitik besser mit 
Vorherrschaftsideen beschreiben ließe (Hegemonieargument)3 und dass ihre 
Mission nicht auf Unterdrückung der Welt gründe, sondern auf deren 
Schutz und Befreiung (Argument des Liberalitätsinteresses). Nicht zuletzt 
die Verhandlung solcher Argumente speiste den jüngeren American-Empire-
Diskurs und trägt zum Wandel klassischer Imperialitätsvorstellungen bei. So 
die USA überhaupt ein Imperium seien, dann doch ein einzigartiges 
(»unique« [Thayer 2007: 5]), »an empire unlike any other« (Walker 2003), 
eine, so Ferguson wohl schon augenzwinkernd, zwar »new invention […], 
an empire lite, a global hegemony« (2003), die sich aber als völlige Ausnah-
me betrachte – »wie alle anderen 67 Imperien« zuvor (Ferguson 2004: 25).

Die politische Gegenposition brachten im Jahr 2003 der damalige US-
Präsident George W. Bush und sein Stab in aller Widersprüchlichkeit auf die 
dem nationalen Selbstverständnis plausibel entsprechende Formel, die USA 
hätten »no territorial ambitions. We don’t seek an empire. Our nation is 
committed to freedom for ourselves and for others« (zit. nach Ignatieff 
2003b).4 »Imperialismus des Antiimperialismus« wurde diese Tendenz auch 
schon trefflich genannt (Ferguson 2004: 82), zumal die Vorstellung des 
»building an empire while trying not to« (Madden 2008: 63) ein seit Theo-
dor Mommsen, womöglich schon seit Livius beliebter Topos imperiumsapo-
logetischer Historiker ist und in Gestalt eines »defensive imperialism«-Theo-

	 3	Dieses einzig nicht ideologisch oder normativ eingefärbte Argument, vorgebracht etwa 
von Rudolf (2007: 183ff.), ist insofern auch als Alternative ernst zu nehmen, wie Analysen 
einer multilateral sich (ad hoc oder dauerhaft) organisierenden Hegemonie zu ähnlichen 
oder tatsächlich präziseren Ergebnissen kommen wie imperiumstheoretische Ansätze. 
Dennoch kann auf Letzere nicht verzichtet werden; siehe zur Synthese die klassische Ar-
beit Triepels (1938), ferner Münkler (2005a: 67ff.).

	 4	Da Höglund (2007: 2) eine identische Formulierung für die 2003 entsprechend inter-
viewte Condoleeza Rice nachweist und Ferguson (2004: 15) sehr ähnliches von Colin 
Powell zitiert, dürfte es sich um eine offizielle Sprachregelung des Weißen Hauses gehan-
delt haben.
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rems nach 9/11 politisch nicht ungelegen kam (vgl. Adler 2008). Es herrscht 
zwar mittlerweile ein gewisser Konsens darüber, dass ein etwaiges American 
Empire zumindest keine planvolle politische Absicht war. Selbst neokonser-
vative Musterpatrioten wie Robert Kagan betonen die historische Planlosig-
keit der Dangerous Nation und ihrer erratischen Außenpolitik (2004). Und 
nicht wenige Beobachter sehen die diversen globalen Machtvakua einschließ-
lich der Schwäche des internationalen Systems als ebenso ursächlich für im-
periale Politikstile der USA an, wie sie diese Lage als gefährlich für die ame-
rikanische Demokratie interpretieren. Mit einer solchen Perspektive sind sie 
häufig weit entfernt davon, den Zustand der Übermacht (supremacy, super-
power, hyperpower, ascendancy, global leadership etc.) als notwendiges Übel zu 
akzeptieren, geschweige denn, es zu bewerben.

Politisch realistische Auswege aus diesem Dilemma aufzuzeigen, bleibt 
entsprechend schwierig. George Friedman etwa mag überzeichnet, die Ori-
ginalität der amerikanischen Verfassungskultur jedoch ganz richtig demons-
triert haben, wenn er noch 2011 behauptet, die staatsmisstrauischen Grün-
derväter der USA hätten in einer Phase handlungsmächtiger Weltpolitik 
absichtsvoll jenen »ineffizienten« und »schwachen« Staat »geschaffen«, der 
die tugendhafte amerikanische Republik erst hervorzubringen vermochte – 
eine Republik, die nun von einem schwachen internationalen System »un-
terminiert« und daher quasi genötigt würde, gegen den eigenen Willen stark, 
imperial zu werden.5 Wir sehen uns hier mit einer sich längst durch die 
US-amerikanische Geschichte ziehenden Dialektik republikanischer Imperi-
alität konfrontiert, in der laut der Radical-History-Schule (vgl. van Alstyne 
1960; Williams 1984; 1988; Zinn 2003) die regelmäßig nach expansiven Ex-
zessen einsetzenden Ermahnungen an die innere Schwäche des eigenen Staa-
tes zu isolationistischen Selbstbesinnungsphasen und zu einer Rückkehr ko-
operativer Außenpolitikstile anhalten. Sie erinnert zudem in erstaunlichem 
Maße an das antike polybianische Staatstheoriemodell, nach dem römische 
Dekadenz im Innern und Imperialität nach außen einander stets bedingt 
und abgewechselt hätten (dazu Demandt 2000: 212) – darauf wird noch zu 
kommen sein.

Folglich lassen sich diese Positionen auch in ein altvertrautes Problemfeld 
einordnen, bei dem stets fraglich bleibt, ob der US-Außenpolitik attestierte 
imperiale Politikstile weltpolitische Ungleichheiten mittelfristig perpetuie-
ren oder verringern. Wer die »imperialistische« Lesart vertritt, wird schon die 

	 5	Dieses, zumal mit Blick auf die Weltkriege und den Sowjetkommunismus plausible Motiv 
war zuletzt häufig anzutreffen, besonders ausgeprägt ist es bei James (2006).
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Entstehungsdynamiken der US-amerikanischen Dominanz als imperial cha-
rakterisieren und folglich kaum Widersprüche darin erkennen können, dass 
die USA sich vielfältigst auch freiwillig an internationale Normen und deren 
formale Institutionen binden, um internationale Legitimität zu gewinnen 
oder wiederherzustellen. Denn es lässt sich wahlweise entweder auf die ge-
zielte Selektivität solcher Normensysteme verweisen, betonen, diese Nor-
mensysteme ließen sich selbst als imperiale Struktur identifizieren, oder aber 
spekulieren, dass gerade die Freiwilligkeit der selektiven, partiellen und wo-
möglich nur temporären Selbstbindung bloß ein Indikator für nicht minder 
imperialen Utilitarismus oder ad-hoc-Kooperationismus sei (z.B. Anghie 
2004).

Die geschichtsphilosophische Metaperspektive auf solche Position be-
stünde darin, gerade die von Alexis de Tocqueville erstmals so identifizierte 
exzeptionalistische Tradition US-amerikanischen Denkens zu berücksichti-
gen (siehe Lipset 1996) und in Rechnung zu stellen, dass die ideell »libera-
len« Zielsetzungen amerikanischer Außenpolitik niemals auf eine globale 
Pluralität von Ordnungsvorstellungen setzten. Ja, es könnte sich gar um ei-
nen nur vordergründig kleinen Trugschluss der bisherigen Theoriebildung 
des Internationalen selbst handeln, außenpolitisch ideologische Leitlinien 
der USA mit einem klassischen, allgemeinen Grundmuster außenpolitischer 
Legitimationsformeln in Einklang bringen zu wollen. So schrieb Jürgen Bel-
lers, »[a]ußenpolitische Legitimationsformeln lassen sich auf einem Konti-
nuum zwischen den Polen ›Universalismus‹ und ›Isolationismus‹ einordnen, 
wobei allerdings auch Kombinationen dieser Merkmale vorkommen.« Auf 
der »einen Seite stehen die außenpolitischen Legitimationsformeln, die ein 
Konzept für die gesamte Menschheit haben und die somit universalistisch 
oder globalistisch sind«. Auf der anderen »Seite stehen die rein oder zumin-
dest eher isolationstischen Ideensysteme, zu denen der Autarkismus eines 
Aristoteles oder jener Nationalismus […] gehören, die die typische Entwick-
lung der eigenen Nation wollen, oder diese imperialistisch und/oder sozi-
aldarwinistisch auch auf andere Völker ausdehnen wollen« (Bellers 1996a: 5).

Hier entstehen Widersprüche. Denn gemäß einer solchen Schematisie-
rung ließen sich konventionelle Deutungsansätze für die ideologischen Leit-
linien US-amerikanischer Außenpolitik gerade nicht in Einklang bringen 
mit einer quasi liberal-multilateralen Variante auf der einen Seite und einer 
universalistisch-missionarischen, expansiv-imperialen Variante auf der ande-
ren. Samuel Huntington und andere mögen daher aus einer spezifisch US-
amerikanischen Sichtweise auf die IB davon ausgegangen sein, dass »Imperi-
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alismus […] notwendige logische Konsequenz des Universalismus« sei 
(Huntington 1998: 511). Dem aber ein wie auch immer liberaleres Modell als 
weniger imperial codiertes gegenüberzustellen, trägt logisch nicht in adäqua-
ter Weise, wenn das eigene, als liberal interpretierbare Modell der USA dem 
Rest der Welt nicht allein anempfohlen wird, sondern zugleich die Bereit-
schaft besteht, es ihr notfalls aufzuzwingen bzw. Rückschritte auch gewalt-
sam zu verhindern. Hier gilt es daher, an die in den letzten Jahren wieder 
sichtbarer herausgearbeiteten ideengeschichtlichen Zusammenhänge zwi-
schen imperialistischen Außenpolitikstilen und ihren nicht selten urliberalen 
Begründungen zu erinnern (Pitts 2005), also im Interesse einer Problemati-
sierung darauf hinzuweisen, dass die daraus später entstandenen IB-Theorien 
über auch US-amerikanische Außenpolitik nicht in einem Abgrenzungs-, 
sondern geradewegs in einem Erbschaftsverhältnis zum Motiv von imperium 
et libertas stehen.6 Hält man sich darüber hinaus noch vor, dass der für eine 
durchweg progressive Selbstdeutung instrumentalisierte amerikanische fron-
tier-Mythos notwendig permanenter Expansion und kämpferischer Selbstbe-
hauptung gegen »Wilde« eine asymmetrisch expansionistische Weltanschau-
ung par excellence ist, verdeutlicht sich gleichsam die alteuropäische, nicht 
aber amerikanische Paradoxie, dass Frederick Jackson Turner (2010 [1893]; 
dazu Waechter 1996; Osterhammel 2009: 472–476; Maier 2006: 99ff.) den 
Bestand der frontier und die ständige Revitalisierung der amerikanischen Re-
publik ganz ähnlich aneinander gekoppelt wusste wie schon fünfzig Jahre 
zuvor kein Geringerer als Tocqueville, der die Freiheit einer Republik noch 
mit außenpolitischer Imperialität zusammendachte (vgl. Bohlender 2005; 
Pitts 2005).

Eine solche Tradition in Rechnung stellend, wäre dann nicht die zuwei-
len verzerrende Prolongierung affirmativer Sichtweisen einer »liberalen« US-
Außenpolitik das mit Blick auf Empire-Antithesen wirklich interessierende 
Leitbild. Vielmehr wäre von Außenpolitik eines mal mehr und mal minder 
stark ausgeprägten liberalmissionarischen Zuschnitts auszugehen – eine 
Spannung, die Joachim Krause (2008) trefflich zwischen Liberale[m] Imperi-
alismus und imperiale[m] Liberalismus verortete und mit dem von Bellers 
skizzierten Schema deutlich bricht. Nicht immerzu zwanglose Freiheit für 
alle also, sondern mal soft-power-Diplomatie, mal hard-power-Bekehrung.

	 6	Vgl. auch den Beitrag von Stuchtey in diesem Band.
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III

Offensichtlich stehen sich in diesen Lesarten US-amerikanischer Außenpoli-
tik Interpretationsmodelle gegenüber, die die politisch ideologieanfällige 
und wissenschaftlich umstrittene Frage, ob diese Politik nun imperial ist 
oder nicht, mehrfach verunsichern müssten. Denn die Interpretationsunter-
schiede fußen nur vordergründig auf imperialen Klassifikationen hier oder 
unimperialen Kategorisierungen dort. Sie kulminieren eher in der Frage, ob 
wir Imperialität gegenwärtig als einen zyklischen, einen punktuellen oder 
einen linearen Weltordnungsentwurf zu erfassen haben, ob also langfristig 
repetitive Rhythmen, situative Bestandsaufnahmen oder aber potentielle 
Endzustände bzw. ideologisch-progressive Absichten definitionsmaßgebend 
für die Evaluierung von Imperialität sein sollen.

Historisch schließen sich diese Perspektiven sicherlich nicht aus. Denn es 
ließen sich zyklische, rhythmische, periodische Vorstellungen auch spiralför-
mig schematisieren: Einflussreiche Großmächte, die imperialistische Phasen 
in immer stärker zunehmenden Kontraktionen ausprägten, würden ihre 
Macht sodann erst im historischen Verlauf derart vermehren, dass Imperien 
daraus resultierten; Imperien hingegen, deren Dominanz sich nur noch ab-
nehmend zur Geltung brächte, könnten schrumpfen, selbst einverleibt wer-
den und letztlich womöglich ganz verschwinden. Oder aber sie könnten sich 
so transformieren, dass vom vormaligen Imperialitätscharakter politisch 
kaum noch etwas erkennbar bliebe – sie könnten etwa verstaatlichen oder 
sich bündnerisch supranationalisieren.

Theoretisch-systematische Unterscheidungen hingegen benötigen Ideal-
modelle, die historische Prozesse und die in ihnen emergierenden Mischfor-
men auf analytisch klare Typen einschmelzen. Im ersteren Fall einer zykli-
schen Imperialitätsvorstellung stünde daher zur Debatte, ob ein über lange 
Zeiträume hinweg immer wieder erfolgreich geltend gemachter, weltpoliti-
scher Supermachtstatus ein Imperium definiert. Für die punktuelle Variante 
stünde zur definitorischen Entscheidung, ob die kurzfristig reklamierten 
Ziele einer aggressiv asymmetrischen Außenpolitik ein Imperium ausma-
chen. Im dritten Fall schließlich wäre zu berücksichtigen, ob und wie nach-
haltig imperiale Modi in moderatere, symmetrischere Politikstile überführt 
werden, wodurch ein vormals imperialer Charakter schleichend verschwän-
de. Das Gegeneinanderstellen punktuell-statisch existierender Weltordnun-
gen aber, das dann beispielsweise entweder von Staatssouveränität oder von 
Imperialität oder von Interpretationen eines globalen Konstitutionalismus 
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ausginge, genügt der Untersuchung imperialer Prozesse kaum (vgl. u.a. Zürn 
2007: 684). Da Imperialität, so Herfried Münkler (2005b: 110), auch durch 
die Flexibilität gekennzeichnet ist, »Probleme und Herausforderungen […] 
nach Möglichkeit in die Zone zu verlager[n], wo sie am besten und effektivs-
ten bearbeitet werden können« – was für Staaten einem »Prozess der Selbst-
auflösung« gleichkäme –, ist gerade für die Außenpolitik der USA nicht im-
mer auszumachen, welche Weltordnungsmodelle durch sie tangiert bzw. 
präferiert und gestärkt, kritisiert und geschwächt werden oder für die Zu-
kunft erwünscht und daher erst noch zu schaffen sind.

Entsprechend müsste eigentlich äußerst skeptisch auf all jene Weltord-
nungsanalysen geblickt werden, die internationale Machtverteilungen und 
Diagnosen wie Prognosen auf Basis statischer bis kurzfristiger oder regiona-
ler bis punktueller Beobachtungen erstellen. Niemand wird ernsthaft Mikro-
nesien imperiale Ambitionen attestieren, bloß weil es 2003 nominell der 
sogenannten »coalition of the willing« angehörte. Genauso wenig überzeugt 
es, imperiumsinteressierte Analysen über die USA mit Verweis auf den rela-
tionalen Aufstieg Chinas zu diskreditieren. Für die Frage nach womöglich 
imperiumszyklischen Rhythmen versus linearer Fortschrittlichkeit US-ame-
rikanischer Außenpolitik kann nicht allein entscheidend sein,7 wer mit den 
Vereinigten Staaten in der Vergangenheit, Gegenwart oder Zukunft auf Au-
genhöhe oder darunter konkurriert oder kooperiert.

Relevanter ist die imperiumstheoretisch vor allem von Münkler heraus-
gestellte zyklische Vorstellung von Imperialität: Sie beobachtet, dass sich viele 
Imperien einerseits in extensiven Kontraktionen formten und auch in sol-
chen Wellenbewegungen niedergingen, dass diese Wellenbewegungen ande

	 7	Dieser Blickwinkel ist mutmaßlich noch präzisierungsbedürftig, da Missverständnisse 
provoziert werden, sobald imperiumstheoretische und imperialhistorische Perspektiven 
mit nationalgeschichtlichen Großerzählungen, verfassungskomparativen Aspekten und 
obendrein noch restantiken, zyklenanalytischen, und modernen, fortschrittsideologi-
schen, Theoremen verschmelzen. Durch einige Ausschlüsse lassen sich Missverständnisse 
wenigstens reduzieren: Es soll hier weder um Fragen einer translatio imperii gehen, noch 
um die Analyse weltsystemischer Hegemonialzyklen, wie sie etwa mit dem Namen Imma-
nuel Wallerstein verbunden ist (vgl. dazu in recht aktueller Kurzfassung Wallerstein 2004); 
die Ablösung oder Beerbung eines Imperiums durch ein anderes steht hier nicht im Vor-
dergrund. Insofern können auch welthistorische Abläufe weitgehend ignoriert werden, die 
geschichtsphilosophisch in langen, imperiumsübergreifenden Zyklen interpretiert werden 
(dazu Münkler 2009), etwa solche, die, wie J. G. A. Pocock (2003: 127) zu Recht anmerkt, 
in der mittelalterlichen Idee der translatio imperii geradewegs die Antithese zum Modell 
imperialen Aufstiegs, Nieder- und Untergangs erkennen, denn hier werden verschiedene 
Reiche in ihrer legitimierungspolitischen Kontinuität untersucht, nicht aber die wellenar-
tigen Machtausschläge eines faktisch einzigen Reiches.
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rerseits nur dann als solche erkennbar sind, wenn sie auch als Konjunkturen 
des Einsatzes bestimmter Machtformen beobachtet werden, und zwar nicht 
nur militärischer. Der Einsatz anderer Machtsorten bzw. die Konvertierung 
etwa ökonomischer in politische Macht und dieser in zivilisatorische usw., 
kurzum, die Überführung von hard in soft power würde sodann freilich dazu 
führen, dass teilnehmende Beobachter je nach Blickwinkel eine entsprechen-
de Großmacht mal als Imperium evaluieren und mal nicht – was zweifelsoh-
ne von Vorteil für imperiale Legitimierungsstrategien sein kann (dazu 
Münkler 2005a: 105–127; Biskamp 2010: 109–148). Münkler (2009: insb. 
222ff.) hat zudem in einem jüngeren komparatistischen Beitrag den Vor-
schlag gemacht, Großmachtphänomene stationär-konzentrischer Art wie 
etwa China als eigenen Typus zu begreifen: als »Imperienbildung, die sich 
immer wieder in demselben Raum vollzieht und durch periodisch auftreten-
de Zerfallsprozesse unterbrochen wird.« Ist diese Perspektivierung auch nicht 
vollends deckungsgleich mit der hier vorgeschlagenen, verdeutlicht sie doch, 
warum Imperiumsevaluationen im Längsschnitt mit kurzfristigen Beobach-
tungen zwangsläufig in Konkurrenz stehen.

Just diese Situation scheint sowohl für einen erheblichen Teil der politik-
wissenschaftlichen Disziplin der IB zuzutreffen wie auch für die nationale 
Eigenperspektive der USA. Letztere rekurriert traditionell auf den Mythos 
amerikanischer Exzeptionalität, die zwar nicht unbedingt als nationalkultu-
relle Antithese zum imperialen Geschichtsmodell des rise, decline and fall 
interpretiert werden braucht – denn die Abstiegs- und Untergangsfurcht 
wird nicht gebannt. Der exzeptionalistische Gedanke bestärkt aber eine line-
are Geschichtsinterpretation, die einerseits für die Beobachtung von Tempo-
ralrhythmen wellenartig imperialer Ausschläge relativ unempfindlich bleibt 
und andererseits einem dynamisch-progressiven Nationsdenken huldigt, bei 
dem kritische Reflexionen imperial-repetitiver Muster strukturell vermieden 
werden, weil nach Abklingen der Symptome auch das Problem gelöst scheint 
(siehe dazu etwa Hausteiner u.a. 2010). Für die langfristige Beobachtung 
und die Prognosefähigkeit internationaler Beziehungen ist diese freilich 
schematische Gegenüberstellung höchst relevant, da sich auch für die US-
Außenpolitik solche Muster historisch und gegenwartsempirisch nachweisen 
lassen, die sich dem reinen Fortschrittsschema nicht nur verweigern, son-
dern deren Merkmale und Konsequenzen gerade mit den Analyseinstrumen-
tarien der IB schwer erfassbar sind und zudem um innenpolitische Beobach-
tungen ergänzt gehörten.
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Es dürfte diese nicht zuletzt den Zeitraum imperiumsinteressierter Frage-
stellungen minimierende Deutungsvielfalt sein, aus der sich die Varianz und 
Kreativität des jüngeren Diskurses über Herkunft, Gestalt und Zukunft 
eines wie auch immer zu beschreibenden oder zu bewertenden American 
Empire speisten. Schließlich waren in diesen Diskurs viele Teilnehmer invol-
viert, denen die bis dahin beinah vollständig imperiumsblinde Fortschritts
teleologie internationaler Politik so selbstverständlich geworden war, dass 
auch nur die Idee etwaiger Veränderungen zu monopolistischeren, unilatera-
leren Politikstilen als reaktionär, rückschrittlich und zumal in einer von den 
neuen, implizit kontraimperialen Global-Governance-Paradigmen geprägten 
Phase unglaublich erscheinen musste. Umso mehr aber verschärften sich 
Vielfalt und Kreativität des Empire-Diskurses auch durch die Beobachtung, 
wenigstens aber das »Gefühl«, dass die wenigsten Erscheinungen der immens 
asymmetrisch auftrumpfenden US-Außenpolitik der vergangenen Dekade 
aller Aufgeregtheit zum Trotz so neu nun auch wieder nicht waren, selbst 
wenn sie durch situative Besonderheiten charakterisiert gewesen sein und zu 
bemerkenswerten geostrategischen wie insgesamt weltpolitischen Verände-
rungen beigetragen haben mögen.

Andererseits aber helfen auch imperiumsinteressierte Rückblicke in die 
Weltgeschichte allein ebenso wenig wie ethische Bewertungen oder rein 
punktualistische Analysen weiter, wenn der gegenwärtige Weltmachtstatus 
der USA imperiumsklassifikatorisch evaluiert werden soll: Die Kriegsimperi-
en Alexanders, Napoleons und Hitlers werden historiographisch ebenso als 
Imperien gewertet wie die dauerhaften Weltreiche der Geschichte von Rom 
über China bis zu den Briten – was sagt uns derlei politikwissenschaftlich 
schon über die USA? Diese Kriegsimperien imperialistisch und jene Groß-
reiche imperial zu nennen, trägt offenkundig ebenfalls nicht, denn auch die 
langlebigen Reiche waren durch ein Wechselspiel expansionistischer und sta-
bilisierender Phasen gekennzeichnet. Und selbst Unterwerfung versus Ge-
folgschaft, Kolonialisierung versus Anschluss, Hegemonie versus Bund, Un-
gleichheit versus Gleichheit, Asymmetrie versus Symmetrie sind mindestens 
knifflige Unterscheidungen, entziehen sie sich gegenwärtig doch aller analy-
tischen Nützlichkeit und Notwendigkeit zum Trotz allzu oft einer auch po-
litischen Eindeutigkeit.

Die zugleich antiimperiale wie imperialistische – und womöglich nun 
imperiale – Erfahrung der USA insbesondere ist es, die eine Evaluierung der 
Vereinigten Staaten und ihrer außenpolitischen Linien und Brüche wissen-
schaftlich und politisch erschweren. Denn so zutrifft, dass die »United Sta-
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tes, with the revolutionary anticolonial history of 1776, yet replete with a 
tradition of a domestic territorialism at home and informal empire abroad, 
was better equipped to replace the old explicitly colonialist version with the 
ideology of development« (Reifer 2004: 2), sollte es kaum verwundern, dass 
es nicht nur zu einer wechselseitigen Ablösung einzelner Großmächte 
kommt, sondern parallel dazu auch zu einer Transformation imperialer Poli-
tikstile selbst und folglich zu einem zunächst verunsichernd vieldeutigen 
Wandel von deren Bewertungen. Mithin stehen Untersuchungsobjekte und 
Untersuchungsmethoden im Wandel. Auch daher gilt es im Sinne des hiesi-
gen Artikeltitels die altbewährte Überzeugung zu hinterfragen, nach der wir 
die internationale Politik seit etwa hundert Jahren als einen Wandel von im-
perialen zu internationalen Beziehungen zu analysieren hätten. Legen uns 
schließlich nicht auch die Analysemethoden, -episteme und -paradigmen 
nahe, einen solchen politischen Wandel selbst gegen empirisch genährte Be-
denken gefälligst vorfinden zu sollen?

IV

Von hier ausgehend lassen sich nun eine Reihe von imperiumstheoretisch 
relevanten Anfragen an die Theorie- und Deutungsangebote der Internatio-
nalen Politik und IB als akademische Disziplin einleiten. Denn die diversen 
Kombinationsmöglichkeiten dieser eher theorienschematisch forschenden 
Disziplin bleiben anscheinend, sobald es um US-amerikanische Außenpoli-
tik geht, den Positionen der beiden amerikanischen »Urtheorien« (Zangl/
Zürn 2003: 25) internationaler Politik verpflichtet: Idealismus und Realismus. 
Ihre diversen Erweiterungen, Differenzierungen und Alternativbezeichnun
gen (wie Funktionalismus, Institutionalismus, Konstruktivismus usw. sowie 
deren Präfix- und Suffix-, gewöhnlich »Neo«- oder »Post«-Varianten) müssen 
hier zunächst außen vor bleiben (dazu Krell 2000); dies zumal – Michael 
Zürn (2007) wies darauf hin – sich für die IB empirisch kaum prüfen ließe, 
ob eine konservativ machtrealistisch argumentierende oder eine idealistisch-
institutionalistische Theorieschule die Realität besser abbildet. Schon beide 
Grundmodelle fänden sich mit dem Übergang von der nationalen zu einer 
postnationalen bzw. de-nationalisierenden Konstellation konfrontiert (dazu 
schon Zürn 1998), der, so Zürn und Bernhard Zangl (2003: 269), eine »Re-
vision unserer Theorien über internationale Politik« erfordere. Ein »solcher 
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Wandel wäre nämlich ähnlich grundlegend wie der Übergang von der Feu-
dalordnung des Mittelalters zum territorial definierten Staatensystem der 
Neuzeit« (ebd.).

Hier zeigt sich also zunächst, dass der territorial institutionalisierte Flä-
chennationalstaat westeuropäischer Prägung, der mittels »methodologi-
schem Nationalismus« (Beck 2003) zur zeitweisen Leitwährung politologi-
scher Analysen geworden war, kein politisch generalisierbarer Faktor, sondern 
stärker eine ideenschematische Kontrastkategorie zur Analyse unstaatlicher, 
antistaatlicher und überstaatlicher politischer Prozesse ist. Kaum eine poli-
tikwissenschaftliche Analyse rechnet noch mit der normativen Rückkehr 
bzw. weltpolitischen Emergenz des souveränen Staatlichkeitsmodells (vgl. 
statt vieler Zürn 2007: insb. 684–688). Als epistemisches und politisches 
Ordnungsmodell ist territoriale, souveräne und nationale Staatlichkeit sowie 
deren nach innen ideal, nach außen real republikanisch angelegte Verfasst-
heit zweifelsohne als ein politiktheoretisches Kunstwerk zu bewundern; his-
torisch haben wir es als Ausnahmeerscheinung anzusprechen, deren Auftau-
chen erstaunen und deren derzeitige Transformation unbekannten Ausgangs 
manch einer bedauern mag (dazu Huhnholz 2012b).

Vor solchem Hintergrund überrascht es nicht, dass auch die IB eine 
Rückorientierung auf ihre einstigen Grundtheorien vornehmen. Sie tun dies 
jedoch bezeichnenderweise auf eine Art, die sowohl theoretisch wie empi-
risch Parallelen zum Entstehungskontext der Disziplin aufweist. Sowohl 
»Realisten als auch Institutionalisten« hätten, so Zürn (2007: 680), »ihre 
Sichtweisen über das internationale System in den letzten 15 Jahren radikali-
siert. Die einen sprechen nicht mehr nur von Bipolarität und Hegemonie, 
sondern von Unipolarität und Imperium; die anderen nicht mehr nur von 
Regimen und Institutionen, sondern von Global Governance und Konstitu
tionalisierung«.8 Hinter dieser Radikalisierung stehen offensichtlich die seit 
dem bei Thukydides schematisierten Dialog zwischen Athenern und Meliern 
bekannten Konflikte: Die einen plädieren für die Anerkennung faktischer 

	 8	Diese in meinen Augen zwar kategorial etwas schiefe Beobachtung – für »Realisten« stehen 
bei Zürn viele Fachbereiche, für »Idealisten« (bei Zürn identisch mit »Institutionalisten«) 
indes überwiegend Vertreter der IB – trifft gleichwohl die Schärfe der für die etablierten 
Kategorisierungen mittlerweile entstandenen Verwirrungen. Aus imperiumstheoretischer 
Sicht muss ergänzt werden, dass unterhalb solcher Radikalisierungen auch verloren geht, 
dass – ähnlich wie der Begriff »supranational« und die Bezeichnung Global Governance – 
gegenwärtige Analysekonzepte wie »transnationale Beziehungen« in ihren ursprünglichen 
Definitionen durchaus die Integration imperialer Politikstile zuließen, wohl aber mit der 
Zeit vergessen oder fortdefiniert wurden.
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Machtunterschiede, die anderen optieren für einen Ausgleich; diese stehen 
für die Politik der Stärke, jene für das Recht der Gleichen, diese für »full 
spectrum dominance«, jene für »Weltinnenpolitik«, diese für die normative 
Kraft des Faktischen, jene für normative Selbstbindung usw. Wie zu sehen 
ist, darf den Begriffen vertraut werden: »Realisten berufen sich auf die Wirk-
lichkeit internationaler Politik […,] Idealisten beschwören die Wirksamkeit 
von Ideen und Idealen« (Schweigler 2008: 349f.).

Mit Blick auf alle eingangs beschriebenen Bestimmungswirrungen über 
das Konzept von Imperium und Imperialität, wie sie sich im Zuge der jün-
geren Weltpolitik der USA in den vergangenen Jahren ergaben, könnte aller-
dings eine Umkehr der genannten IB-Perspektiven gewagt werden: Was, 
wenn nicht Imperienkonzepte abhängig von den Deutungsangeboten der IB 
wären, sondern deren Deutungsangebote in imperiale Analyseprägungen 
verstrickt? Edward Said etwa hat entsprechende Verbindungen zwischen US-
amerikanischer Politiktheoriebildung und kaschierter Imperialität gezogen 
(1994: insb. 301–408; 2003). Und ließe sich hinsichtlich US-amerikanischer 
Außenpolitik nicht tatsächlich konstatieren, dass sie seit jeher zwischen idea
listischen und realistischen Positionen changiert? Dann müsste auch berück-
sichtigt werden, dass die frühen Kategorisierungsversuche zu ideologischen 
Standardorientierungen dieser Außenpolitik mit der Begründungsphase der 
IB als akademischer Disziplin zusammenfielen, also ungefähr in die Zwi-
schenweltkriegszeit. Erst damals hatte die Emanzipation der IB als US-poli-
tologischer Mutterdisziplin von den vordem eher philosophischen Ansätzen 
und Reflexionen von Thukydides über Hobbes bis Kant begonnen (dazu 
Krell 2000; Adcock 2003; Rudolf 2007a).

Für die Bestimmung imperiumstheoretischer Positionen wäre ein solcher 
Zusammenhang problematisch. Nicht nur gerieten Kausalbeziehungen zwi-
schen Theoriebildung und Realpolitik auf den Prüfstand, auch die Zuord-
nungen imperialer Politikstile nach Maßgabe entweder idealistisch-instituti-
onalistischer oder aber realistischer Schule gehörten hinterfragt, waren es vor 
knapp 100 Jahren doch nachgerade keine ausgewiesenen »Realisten«, die 
eine expansive Weltordnungspolitik verfochten. Wohl am geeignetsten für 
eine skeptische Untersuchung erscheint ein klassisches Schema außenpoliti-
scher Grundpositionen der USA. Es erinnert daran, dass sich deren periodi-
sches Changieren zwischen idealistischen und realistischen Polen traditionell 
nicht so sehr durch außenpolitische Objektivitäten erklärt als anhand innen-
politischer Stimmungen: »Jede Analyse amerikanischer Außenpolitik muss 
[…] mit dieser Grundbedingung beginnen: Außenpolitik ist Innenpolitik« 
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(Schweigler 2008: 344).9 Das herkömmliche Raster für die ideologische 
Schematisierung dürfte allgemein vertraut sein, Studierenden wird es seit 
Jahrzehnten als Standard vermittelt:

Realismus Idealismus

Isolationismus »Festung
Amerika«

»Great
Society«

»America First«

Expansionismus/ 
Interventionismus

»Schlachtschiff 
Amerika«

»Global
Society«

»America No. 1«

Wie, so lässt sich nun fragen, kann mit einer Kombination aus diesem Sche-
ma US-außenpolitischer Grundorientierungen und den dafür theoretisch 
zur Verfügung stehenden Deutungsangeboten der IB nicht nur zeitweises 
imperiales Handeln der USA, sondern Imperialität als solche erschlossen 
werden, ohne regelmäßig konstatieren zu müssen, dass auf eine expansionis-
tisch-interventionistische Phase (zum Beispiel aufgrund entweder idealisti-
scher Demokratisierungsmissionen oder realistischer Selbstverteidigungen) 
ein isolationistischer Rückzug (zum Beispiel aufgrund realistisch erschöpfter 
Mittel oder idealistisch fehlender Unterstützung der Heimatfront) folgt? 
Was zudem, wenn vielleicht schon das obige Modell US-außenpolitischer 
Orientierungslinien selbst in seiner Gesamtheit viele Ausprägungen imperia-
ler Außenpolitik abdeckte und insofern gar nicht sektoral als Vielfalt, son-
dern nur historisch als Einheit zu untersuchen wäre? Wie, um es abermals 
zuzuspitzen, sollte denn ernsthaft angenommen werden können, dass sich 
ein Attribut wie »empire« innerhalb eines solchen Schemas abtragen ließe, 
statt selbst das Schema zu sein oder es metaschematisch zu überwölben? Bil-
deten also nicht zuletzt die zuvor genannten, grundlegenden und just aus 
den Varianten US-amerikanischer Außenpolitik entstandenen Theorieschu-
len der IB selbst nur partiell ab, was sie im Interesse der Identifizierung von 
imperialer Politik als Gesamtheit zu interpretieren hätten? Müsste man also 
nicht noch einen Schritt weiter gehen und berücksichtigen, dass die Grund-
lagen für die heute etablierten Denkschulen internationaler Politik im Zeit-
alter des Hochimperialismus gelegt und die theoretisch ordnenden Staats-

	 9	Von Schweigler (2008: 350) ist auch das folgende tabellarische Grundschema übernom-
men und um »Isolationismus«, »Expansionismus/Interventionismus« erweitert.
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kontaktmodelle eines internationalen, »westfälischen« Systems in der impe- 
rialen Ära des Kalten Krieges verfeinert worden waren?

Die Urtheoriebildungen der IB vollzogen sich ohne Zweifel einst unter 
zunächst hochimperialistischen, dann imperiumskonkurrenziell bipolaren 
Voraussetzungen, die strukturell der theoretischen Anlage einer Disziplin für 
mehr oder minder gleichberechtigte Staaten widersprachen und womöglich 
deshalb besonders leicht auszublenden waren. Der auch im Amerikanischen 
gängige, vermeintlich neutral das internationale Staatensystem implizieren-
de Terminus der World Politics verweist noch auf seinen hochimperialisti-
schen Ursprung. Schließlich waren – Heinz Gollwitzer hat dies umfassend 
herausgearbeitet – um die vorletzte Jahrhundertwende Weltpolitik und Im-
perialismus in der politischen Semantik nahverwandt. Auch in der zeitgleich 
entstandenen Semantik eines amerikanischen »Pazifismus« hallt die originär 
expansionistische Verwandtschaft zum Imperialismus noch nach, bezeichne-
te »Pazifismus« doch nach formaler Schließung der kontinentalen frontier – 
die amerikanische Westküste war erreicht, die letzten überlebenden »Wil-
den« in Reservate verschrumpft – keinen strengen Antimilitarismus, sondern 
eine geradewegs fortlaufende Westerweiterung der US-Einflusssphäre in den 
Stillen Ozean. Den assoziativ entscheidenden Wortstamm dieses Pazifismus 
bildete nicht der lateinische Terminus der Friedfertigkeit und Friedenswillig-
keit (pacificus), sondern der englische Begriff des (geo-)politisch ozeanischen 
Raumes (Pacific Ocean).

Auf das pazifische statt pazifistische Moment wiederum folgte eine Ver-
wandlung dieses imperialistischen Vokabulars in ein internationalistisches 
(vgl. Gollwitzer 1972: 426ff.; 1982: 253), das bis heute möglich ist: Die Wa-
shington Post bezeichnete George W. Bush im Jahr 2002 als den »›aggressivs-
ten Internationalisten aller Präsidenten‹« – nachdem er über »60 Staaten, 
immerhin ein Drittel des Staatensystems, zum möglichen Objekt präempti-
ver Amerika-Militärschläge erklärte« (Czempiel 2003: 176 [inkl. Zeitungszi-
tat)]). Am Ende der ersten Amtszeit seines Nachfolgers Barack Obama 
scheint zwar wieder eine als neuer Isolationismus interpretierbare Phase ein-
getreten (Haass 2012). Diese aber zeigt sich eigentümlich begleitet von einer 
nach 100 Jahren gleich doppelt erneuerten Variante der Pazifischen Wende: 
Sie kommt sowohl im frontier-Gewand des »Go West!« daher wie auch im 
geopolitischen Duktus des vormaligen militärischen Pazifismus (vgl. Keller 
2012; US-Verteidigungsministerium 2012). Die gemessen an konventionel-
len Deutungen so frappierende Diffusion jener Wende zeigt sich denn auch 
im Sprachgebrauch der parteidemokratischen US-Außenministerin, die die 
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eigentlich neokonservativ besetzte Formel des American Century aufgreift, 
wenn sie heute ein »pazifisches Jahrhundert Amerikas« proklamiert (Clinton 
2012).

So scheint es, als setze sich hier auf mehreren Ebenen nur die vormals 
noch um 9/11 herum gruppierte jüngste Empire-Debatte fort, die selbst be-
reits »keineswegs den bisherigen Strukturprinzipien von Außenpolitik- und 
IB-Forschung« gefolgt war (Gadinger u.a. 2008: 726f.). Das ist insbesondere 
relevant, da sich die IB den weltpolitisch virulenten Fragen postnationaler 
bzw. denationalisierter Staatlichkeit, geteilter Souveränitäten, transnationa-
ler, »glokalisierender«, regionalisierender bis globalisierender Machtgefüge 
widmen, ja, entsprechende Beobachtungsperspektiven oft erst ermöglichen, 
kurzum, Weltordnungsperspektiven und dafür politisch geeignete oder ab-
trägliche Ordnungsmodelle zu beobachten haben. Es sollte daher deutlich 
sein, dass auch nach Ende der Empire-Debatte um die Präsidentschaft Geor-
ge W. Bushs, die mancher als unrühmliche Ausnahme hoffte werten zu kön-
nen (vgl. Howard 2008), mitnichten zu den konventionellen Erklärungs-
mustern zurückgekehrt werden kann – einem dem Amtsnachfolger präventiv 
verliehenen Friedensnobelpreis zum Trotz. Umso nachdrücklicher ist zu in-
sistieren, dass der inneramerikanisch beendete Empire-Diskurs nicht ver-
wechselt werden sollte mit einem Ende von Imperialität, als könnte nun zum 
politologischen Tagesgeschäft westfälischer Ordnungsperspektiven zurück-
gekehrt werden.

Imperien aber, so lässt sich feststellen, sind für die meisten Vertreter der 
politikwissenschaftlichen IB-Disziplin gar keine Ordnungsmodelle. Für die 
IB implizieren Imperien ungeachtet deren welthistorisch bis vor kurzem do-
minierenden weltordnungspolitischen Leitfunktion entweder eine Unord-
nung respektive Anomalie der Staatenwelt – sozusagen »Westfailure« von 
oben – oder sie werden, zum Beispiel für den Fall der Europäischen Union, 
in Kategorien der Supranationalität gedacht (vgl. dazu Schneckener 2011: 
81–92). Diese Beobachtung gerät erst ins Blickfeld, begreift man eine globa-
le »Westfalia« als methodischen »Mythos« (ebd.: 83) der IB, wenigstens aber 
als historische »Ausnahme« verglichen mit den Imperien der Weltgeschichte 
(Osterhammel 2006: 56). Letztere aber werden mit Verweis auf die Existenz 
multipler Gegenkräfte häufig fortdefiniert, oder ihre Relevanz wird in eine 
weitgehend diffuse Vergangenheit historisiert. Nur wenige, sodann meist 
theoretisch orientierte IB-Wissenschaftler wägen imperiumsanalytische Posi-
tionen überhaupt auch auf die Gefahr hin ab (wie oben z.B. Zürn 2007), 
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dass sie sich den gängigen Schematisierungen nach Realismus, Idealismus 
usw. gar nicht fügen.

Münkler hingegen hat wie manch anderer Imperienforscher immer wie-
der nachgezeichnet (z.B. 2005a; 2007: 269), dass viele Imperien der Weltge-
schichte Mischformen waren, deren Zivilisierungsmissionen, deren Herr-
schaftserfolg und deren Dauer sich durch ein Wechselspiel von autoritärem 
Machtrealismus und Attraktivität reklamierender Selbstidealisierung sowie 
durch allenfalls selektiv verlässliche Kooperationen auszeichneten und darü-
ber hinaus viele Varianten von Machtausübungen gleichzeitig und differen-
ziert praktizierten. Schon die amerikanischen »Urtheorien« internationaler 
Politik suggerieren demgegenüber eine strikte Trennbarkeit, gemäß derer 
Akteure je nach tatsächlichem oder vermutetem politischen Zuschnitt als 
entweder realistisch oder aber idealistisch eingeordnet werden, was in der 
Untersuchungspraxis allerdings häufig auf die mitlaufende Bezichtigung Im-
perialist versus Antiimperialist hinauszulaufen scheint, wodurch die Katego-
rien dann völlig ad absurdum geführt werden.10 Fragen danach, was Imperi-
en sind, und vor allem: warum sie überhaupt in nur eine Variante von 
IB-disziplinären Theorieschulen gehören und passen sollten, wo ihr An-
spruch und ihre Gestalt doch gewöhnlich universeller Art ist, geht in solchen 
Perspektiven zu häufig verloren.

Schon verschiedentlich ist darauf hingewiesen worden, dass die IB-Diszi-
plin zwar historisch konkret entstanden ist, ihre Konzepte indes weitgehend 
ahistorisch grundiert sind: Geschichte scheint für die IB mehrheitlich inst-
rumentell relevant – wenn sie sich den jeweils gerade paradigmatischen 
Denkschemata fügt.11 Zugleich entstammen die wissenschaftskulturellen 
Ursprünge dieser instrumentellen Geschichtsbeliebigkeit einer den vorame-
rikanischen Zeitläuften nicht selten entflohenen nordamerikanischen Denk

	 10	Denn diese Trennung suggeriert Analyse, wie schnell ersichtlich wird, schaut man sich die 
Zuordnungen an, mit denen in manchen Publikationen Argumente und Positionen weni-
ger durch Ausformulierung als vielmehr durch Nennung von Autorennamen angedeutet 
werden: »Czempiel« oder »Wilson« stehen dann für »Idealismus«, »Morgenthau« und 
»Kissinger« für »Realismus« usw. Diese alten Zuordnungskriterien entsprechen der Gegen-
wart aber kaum mehr; bedenklich ist auch, dass Eingemeindungen stattfinden, durch die 
dann etwa der Journalist Josef Joffe sich als »klassischer Realist« charakterisiert sieht, weil 
er George W. Bush »eine neue Form des Wilsonischen Idealismus« unterstelle usw., so in 
diesem Fall bei Krause (2008: 69). 

	 11	Siehe u.a. Osiander (2008: insb. 1). Historisch-systematische Schematisierungen finden 
sich bei Meyers (1990: insb. 60); kritisch bei Daase/Junk (2012: insb. 133) und Zürn/
Zangl (2003). Zur Seltenheit systematischer Außenpolitiküberlegungen in der vormoder-
nen Ideengeschichte vgl. Bellers (1996b).
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tradition, deren zivilisationsmissionarischer Idealismus sich ohnehin mit  
einem antiimperialistischen Realismus paart und so für ein imperiumsanaly
tisches Denken entweder unempfindlich bleibt oder sich nur unter Inkauf-
nahme erheblicher Kategorienverwirrungen, ideologieanalytischer Parado
xien oder gar vorgeblich bis tatsächlich antiamerikanischer Implikationen in 
Frage stellen lässt. Claus Offe etwa schreibt im Jahr 2004 (57) unter Miss-
achtung herkömmlicher Selbstbeschreibungen der differenzierten IB-Schu-
len und mit Verweis auf Hans Morgenthaus schon 1948 erschienenes Stan-
dardwerk zu den Politics Among Nations, es dominiere

»zumindest in der ›realistischen‹ Schule der Theorie der internationalen Beziehungen 
die affirmative Selbstbeschreibung (und Selbstbewunderung) der USA als ein Modell 
für die übrige Welt, als eine Kraft, die missionarisch den eigenen Werten zur weltwei-
ten Verbreitung zu verhelfen hat, auf die Methodik moderner Kreuzzüge setzt und 
ihre dabei erzielten Erfolge in den Formen imperialer Vorherrschaft zu sichern be-
strebt ist. In diesen Bestrebungen setzt sich das in der heroischen Erzählung ameri-
kanischer Geschichte gefeierte Verlangen durch, eine immer weiter nach außen ver-
schobene ›frontier‹ zu transzendieren.«

Gegenüber einer solchen (wenn auch offensichtlich durch die weltpolitische 
Lage des Jahres 2003 beeinflussten) Sicht werden andere weiterhin betonen, 
es handele sich um Verwechslungen, denn es stelle gerade doch der »außen-
politische Realismus in der Tradition von Hans Morgenthau, George Ken-
nan oder Henry Kissinger die Denkschule dar, von der sich Neokonservative 
wie Fukuyama oder Kagan am meisten abgrenzen. In vielen Prämissen bau-
en sie zwar auf den Realisten auf. Anders als diese plädieren sie für einen 
weltpolitischen Interventionismus, der aber mit dem Wilsonianismus nicht 
mehr viel zu tun hat« (Patel 2003: 102). Und auch weiterhin mag man es für 
gewichtig halten, wenn wie im Jahr 2002 »32 prominent international rela-
tion scholars, most of them realists, bought an ad in the New York Times to 
make their case against the Bush strategy. Including among them was the 
leading proponent of the ›offensive realism‹ school of thought, John Mears-
heimer« (Snyder 2003: 37). Warum indes die seinerzeit präsidentielle Präfe-
renz für einen »völkerrechtlichen Nihilismus« mit dem theoretischen Realis-
mus Morgenthaus oder dem praktischen Kissingers unvereinbar sein sollte, 
erklärt all derlei weiterhin nicht.12 Der Verweis auf Traditionen und Kon-
ventionen genügt als alleiniges Plausibilitätskriterium nicht. Es bedarf weite-
rer Suchen nach Synthesen und offeneren Erklärungsmodellen.

	 12	Vgl. dazu Rohde (2004); ebendort auch (212) die Formulierung »völkerrechtlicher Nihi-
lismus«.
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V

Die imperiale Problemstellung, so ein Synthesevorschlag, betrifft offensicht-
lich beide Seiten jener staatsgrenzenpolitischen Unterscheidung, die wir ge-
meinhin nach Innen- und Außenpolitik treffen. In der politischen System-
lehre gilt es als ebenso alte wie beliebte Prüfungsfrage, ob der US-amerikanische 
Präsident eine Art gewählter Diktator sei. Der Verweishintergrund ist hin-
länglich bekannt, er spielt mit der nach aristotelischen Vorläufen bei Polybios 
und Cicero theoretisierten, durch Machiavelli und die nordamerikanischen 
Gründerväter nachantik wieder aufgegriffenen Idee einer republikanischen 
Mischkonstitution. In ihr stünden, so die Annahme, nicht die mehr oder 
minder guten und gerechten antiken Verfassungen (Monarchie, Aristokratie 
und Demokratie resp., bei Aristoteles, Politie) gegeneinander und wechsel-
ten sich folglich einander allenfalls ab. Vielmehr seien sie einander instituti-
onell zugunsten wechselseitiger Kontrolle und Balancierung stabil ver-
schränkt (vgl. Riklin 2006; Nippel 1980).

Solche vordem versteckten und jüngst wieder vielgestaltig aktualisierten 
Antikereferenzen aber lassen vermuten, dass die moderne Mischverfassung 
der USA gar nicht so frei von den einstmals konjunkturell gedachten 
Schwankungen eines antiken Verfassungskreislaufs ist, dass sie mithin ihre 
checks and balances weniger institutionell als vielmehr temporal ausprägt – 
wie von den Gründervätern mit Blick auf Polybios übrigens auch gedacht 
(vgl. Riklin 2006; ferner Hansen 2010), denn dessen erst später republikanis-
mustheoretisch anverwandelte Konzepte von Mischverfassung und Verfas-
sungskreislauf ließen seinerzeit ebenso wenig Zweifel an imperialen Überla-
gerungen zu wie deren bekanntester römischer Interpret – Cicero –, später 
Machiavelli und nicht zuletzt die ideenhistorisch versierten Protagonisten 
der amerikanischen Revolutionszeit. James Madison spricht im berühmten 
zehnten Föderalistenartikel offen an, dass der Vorzug einer solchermaßen 
stärker großräumig republikanischen denn stadtstaatlich demokratischen 
Verfassungsvariante die Vergrößerung des Territoriums und seiner Bevölke-
rung zur Voraussetzung habe, denn nur so ließen sich die bis dahin weitge-
hend als Chaos-anfällig rezipierten, überbordenden Freiheitsspielräume ei-
ner Demokratie verhindern (Hamilton u.a. 1994: insb. 51).

Womöglich also hieße all dies, mit Blick auf die Frage nach wie auch 
immer im Detail ausgeprägter US-amerikanischer Imperialität verfassungs-
politische, außenpolitikanalytische und stärker historisch gewichtete Unter-
suchungen weltpolitischer Schwankungen zukünftig stärker miteinander 



	 Imperiale oder Internationale Beziehungen?� 215

kombinieren zu müssen. Denn vielleicht sind moderne Mischverfassungen, 
wo sie, wie die amerikanische, auf das antike Rom rekurrieren (Sellers 1994), 
gar nicht dazu angetan, außenpolitische Phänomene wie Imperialismus, ex-
territoriale Foltergefängnisse oder Angriffskriege zu verhindern. Sollten sie 
nicht eher sicherstellen, dass danach die innenpolitische Balance der Repub-
lik wiederhergestellt wird – war dies nicht zumindest das von Polybios gelüf-
tete »Geheimnis« der römischen Mischverfassung und ihres Erfolges? War-
um sollte dann nicht auch in den USA der rechtzeitige »Change!« als Element 
jener verfassungsidealen »checks« dienen, die die exekutiven Exzesse immer 
dann gerade noch rechtzeitig isolationistisch gegenbalancieren, wenn die 
Folgen einer imperialen Außenpolitik ins Mutterland zurückzuschlagen dro-
hen?

Diese tentativen Überlegungen und weiterführende könnten dazu anhal-
ten, die unzähligen jüngeren Fragen und Sorgen um etwaige amerikanische 
Imperialität wieder stärker aus dem Korsett bloß außenpolitisch bis interna-
tional interessierter Fragestellungen zu emanzipieren, ja überhaupt Langzeit-
beobachtungen wie etwa Offes nachzuspüren, der davon ausgeht, dass gerade 
aufgrund der in diesem republikanischen Verfassungsverständnis fehlenden 
»nationale[n] ›Volkssouveränität‹« seit der Bundesstaatendebatte »eine umso 
schärfer akzentuierte ›Staatssouveränität‹« ermöglicht würde, »die sich – sei 
es isolationistisch, sei es interventionistisch – in den Außenbeziehungen der 
USA zur Geltung« bringe (2004: 56f.). Unter den Bedingungen des damals 
noch lange nicht ausgeschöpften Raumreservoirs Nordamerikas stellte sich 
die Frage einer möglicherweise imperialen Überdehnung schließlich noch 
nicht (Ninkovich 2005). Die von späteren Beobachtern als »internal empire« 
und »imperiale Republik«, von Osterhammel gar als »sekundäre Reichsbil-
dung« (2009: 644) beschriebene innerkontinentale Expansion wurde wohl 
auch deshalb weniger herrschaftspolitisch denn raumerschließend gedacht, 
und zwar obwohl imperiale Semantiken von den Föderalisten bis zu den ers-
ten Präsidenten von Washington über Adams bis Jefferson reichen.13

Konjunkturen imperialer Selbstbeschreibungen der USA und deren so-
wohl affirmative Instrumentalisierung wie auch deren kritische Reflexion 
lassen sich bereits in der Revolutionszeit nachweisen, dann wieder in der 
antebellum-Ära zur Mitte des 19. Jahrhunderts, zu dessen Ausgang, der Ära 
des Hochimperialismus also, in der Zwischenweltkriegszeit, später in der 
Vorphase und während des Vietnamkrieges und nun auch, wenngleich in 

	 13	Vgl. nur als Beispiel für den Letzteren Onuf (2000). Von Washington stammt im Übrigen 
bereits das für van Alstyne (1960: 1) Titel gebende Zitat vom Rising Empire.
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bislang unerreichter Intensität und Breite, seit Beginn des dritten Jahrtau-
sends unserer Zeitrechnung, kurzum, in Abständen von etwa 30 bis 70 Jah-
ren.14 Und insbesondere in den beiden letztgenannten Phasen kovariierten 
diese Höhepunkte mit kritischen inneramerikanischen Anfragen an die 
Funktionalität eines politischen Systems, das der Exekutive weitreichende 
Befugnisse für außen- und weltpolitisch folgenschwere Waffengänge in ei-
nem Ausmaß einräumt, das für die Verfassungsväter und deren antiimperia-
len bzw. sich vom britischen Empire emanzipierenden Fokus schlichtweg 
undenkbar war.

Dass dabei die inneramerikanische Besorgnis um imperiale Exzesse stets 
eine überwiegend selbstreferentielle, innenpolitische Gestalt aufweist, mar-
kiert neben dem ideologischen Antiimperialismus einen weiteren Bruch mit 
der abendländischen Imperientradition, dessen Gründe nicht so sehr, wie 
man ja annehmen könnte, auf die US-amerikanische Beobachtung der 
Selbstzerstörung der Weimarer Republik zurückgerechnet werden können, 
vermutlich doch aber auch durch den Zweiten Weltkrieg und dessen gleich 
vierfach imperiumsrelevante Auswirkungen beeinflusst wurden: Das Deut-
sche Reich wurde gezwungen, die imperiale Weltbühne unwiderruflich zu 
verlassen,15 der Machtbereich der Sowjetunion wurde vergrößert und poli-
tisch stabilisiert, die USA rückten in die Position des durch den Weltkrieg 
endgültig ausgebluteten britischen Empires und nicht zuletzt im Zuge von 
dessen Schrumpfung begann eine Ära entkolonialisierender Bewegungen 
und imperialer Rückzüge, welche die Nationalisierung der früheren Imperi-
en und ihrer einstigen Bestandteile weiter forcierte.

Aus nationaler Perspektive der USA kam dieser Prozess nämlich keiner 
Selbstimperialisierung gleich, sondern wurde als fortschreitende Demokrati-

	 14	Die Quellenlage hierzu ist ebenso hervorragend wie kleinteilig zerstreut. Es fehlt meines 
Wissens an einer begriffshistorischen Kompilation vom Zuschnitt der Geschichtlichen 
Grundbegriffe; solches wird im angloamerikanischen Wissenschaftsraum durch eher histo-
ristische Ansätze wie die der Cambridge School geleistet. Perspektiven einer historisch fun-
dierten Semantologie des angloamerikanischen Empire-Begriffs finden sich im Werk Ri-
chard Koebners (vgl. dazu auch für weitere Quellen Koebner 2011 [1953]; 2010 [1964]; in 
größerem Kontext auch Koebner 1961) und Muldoons (1999). Die o. g. Phasen bis in 
seine Zeit hinein mit Quellen belegt hat u. a. van Alstyne (1960).

	 15	Nachdem es allerdings das auch für die US-amerikanische Politiktradition wichtige Deu-
tungsmuster der von Theodor Mommsen und, zeitgleich zum Nationalsozialismus, von 
Ronald Syme »Römische Revolution« genannten Selbstvernichtung einer Republik mit 
diktatorisch-imperialen Folgen bestätigt und damit offenbar gefestigt hatte, was, soweit 
ich sehe, im zuletzt auch stark antikereferentiellen Diskurs über das US-Imperiumsver-
ständnis und die Gründe für dessen Limitationen noch nirgends untersucht wurde.
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sierung und Befreiung der Welt interpretiert. Die verbleibende Furcht speis-
te sich aus der neuen weltpolitischen Verantwortung, die das Risiko eines 
Überschwappens extremer Weltanschauungen in die stabilisierte westliche 
bzw. transatlantische Hemisphäre um beinahe jeden Preis zu minimieren 
suchte. Ähnlich wie Theodore Roosevelt 70 Jahre zuvor die »egal wie wider-
willig« erfolgende »Ausübung internationaler Polizeigewalt« durch die USA 
mit dem »[c]hronische[n] Fehlverhalten oder eine[r] Unfähigkeit« zügello-
ser, zivilisierter Gesellschaften begründete (zit. nach Williams 1984: 99), le-
gitimierte Henry Kissinger die Rolle seines Landes beim Putsch Pinochets in 
Chile 1973. Er sehe eben »nicht ein«, so Kissinger, »warum wir tatenlos zu-
sehen und erlauben müßten, daß ein Land wegen der Unverantwortlichkeit 
seiner eigenen Bevölkerung kommunistisch wird« (zit. nach ebd.: 10).

Unterhalb dieser, in den 1960er und 70er Jahren anzusiedelnden, massiv 
militärinterventionistischen Außenpolitik der USA ist denn auch jener bis 
vor Kurzem noch letzte imperiumstheorierelevante Bruch zwischen Alter 
und Neuer Welt vollzogen worden. Denn sowohl amerikanische Befürwor-
ter als auch Kritiker eines »heimlichen Imperialismus« (Johnson 2000: 94ff.) 
argumentierten ihre Positionen fortan unter Berufung auf einen von Chal-
mers Johnson später so genannten »Rückstoß« – blowback – ins republikani-
sche Mutterland (ebd.). Nur fürchteten diese den berüchtigten Dominoef-
fekt, die von Dwight D. Eisenhower mahnend postulierte Idee, von China 
ausgehend würden sukzessive immer weitere Staaten und letztlich womög-
lich die USA selbst der kommunistischen Ideologie und Herrschaft anheim-
fallen (dazu Kohl 2001), jene fürchteten hingegen (und tun dies bis heute, 
das Motiv zieht sich konstant bis in jüngste Debatten), das globale militäri-
sche Engagement der USA begünstige eine Diktatur im Inland.

Dementsprechend konnten gerade nach Ende des Kalten Krieges liberale 
und konservative Positionen im außenpolitischen und politikberatenden Es-
tablishment der USA zeitweise ununterscheidbar werden – denn beide 
konnten sich bis in die Mitte der 1990er Jahre durch die sowjetische Implo-
sion und selbst noch durch den zeitgleichen zweiten Golfkrieg 1990/91 be-
stätigt sehen; beide kulminierten in der These vom »Ende der Geschichte« 
(Fukuyama 1992; vgl. später Kagan 2008), ein Dominoeffekt sei jetzt nur 
noch in der von Huntington (1992) als Third Wave beschriebenen Wende 
schrittweiser Demokratisierung und Liberalisierung von immer mehr Staa-
ten der vormals gefährdeten Welt zu finden. Die weiterhin exekutiv domi-
nierten Unternehmungen der von George Bush Sen. euphemisierten »aktiven 
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Außenpolitik« der USA schienen diesem Beobachtungs- und Erfahrungsrah-
men nicht zu widersprechen.16

So muss umfassender berücksichtigt werden, wie wenig in der politi-
schen Kultur und Semantik der USA das alteuropäische Imperiumsvokabu-
lar anschlussfähig ist. Denn es ist in den USA stärker mit innenpolitisch re-
levanten Ausnahmezuständen assoziiert und verweist mithin auf Probleme 
innerstaatlichen Krisenmanagements, einer »Constitutional Dictatorship« 
(dazu Levinson/Balkin 2010) oder, wie der bemerkenswerteste terminus tech-
nicus lautet, der im Rest der Welt meist fehlinterpretierten Sorge um die 
Auswüchse einer »Imperial Presidency« (dazu Schlesinger 2004; Schreyer 
2008; Wilzewski 2010). Der antikereferenzielle Prototyp für solche Zustände 
ist denn in der US-Kultur traditionell auch nicht der Reichsgründer Augus-
tus, sondern der Innenpolitiker Caesar – als ideenpolitisch untoter Totengrä-
ber der römischen Republik (vgl. Shalev 2009: 217; Wyke 2008).

Will man einen Zyklus, wenigstens vereinfacht, in all dem ausmachen, 
ließe sich feststellen, dass mit außenpolitisch angespannten Phasen eine in-
nenpolitische Angstklimatisierung einhergeht, in der die Chiffre Caesar, Kla-
gen über eine elektorale Monarchie, Befürchtungen einer Diktatur und von 
Ausnahmezustandsmaßnahmen usw. diskursiv verschmelzen, schließlich in 
diversen und nicht selten auch verschwörungstheoretisch gefärbten Diagno-
sen über eine gleichwie imperiale Präsidialität kulminieren, zu der wiederum 
eine Konjunktur der hier so zu nennenden decline-Literatur parallel läuft, 
um – der Logik einer personalen Imperialität im Innern angemessen – an-
schließend eine zunächst noch vorsichtige, allemal jedoch euphorisierte Pu-
blikationsflut hervorzubringen, die neue Hoffnungsträger sucht, Quo vadis, 
Amerika? fragt (Blätter 2008) und sich angesichts sodann selbstkritischer 
Töne »zuversichtlich« gestimmt sieht, dass »das wahre Erbe der Federalists« 
nun einmal mehr reimplementiert würde (Sonnicksen 2010: 167). Außenpo-
litische Exzesse, innenpolitische Hysterien und die auf sie folgenden natio-
nalen Sinnkrisen wurden dabei zunehmend mit Amtsträgern – McCarthy, 
Nixon, Reagan, Bush etc. – identifiziert, kaum aber mit institutionellen oder 
gar konstitutionell verursachten Unzulänglichkeiten. Im Gegenteil: »Das auf 

	 16	Stellt man dagegen etwa die parallele Entstehungsgeschichte al-Qaidas oder den Aufbau 
der bis heute nachwirkenden antischiitischen Koalitionen, erscheinen die damals als nach-
imperial imaginierten 1990er Jahre zugleich als vorimperiale Bedingung der später als 
American Empire apostrophierten Möglichkeiten, insofern transnationaler Terrorismus 
und imperiales Gegenhandeln einander raumpolitisch kongruent sind: Beide asymmetrie-
ren aus entgegengesetzten Perspektiven die symmetrische »westfälische« Logik (vgl. Huhn-
holz 2010b; 2012a).
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Selbstkontrolle ausgerichtete politische System der USA hat«, so Gebhard 
Schweigler (2008: 465), Professor für Internationale Beziehungen und Nati-
onale Sicherheit an der Washingtoner National Defense University, »bei al-
len Schwierigkeiten in Einzelfällen, den Amerikanern über die Jahre hinweg 
vorzügliche Dienste geleistet und sie zur beherrschenden Weltmacht werden 
lassen.«

Denkt man sich imperiumstheoretisch solchermaßen eine Art inneren 
»Mischverfassungskreislauf«, stellen imperiale Außen- und republikanische 
Innenpolitik nicht nur keinen Widerspruch dar, sie lassen sich auch keiner 
ausschließlich demokratieaffinen Staatlichkeitsinterpretation zuschlagen 
und einer völkerrechtlich gleichberechtigten, symmetrischen, föderativen, 
vertraglich reziproken, kurzum, tendenziell weltrepublikanischen Idealvor-
stellung allemal nicht (dazu u.a. Balot 2010). Allerdings auch keinem von 
früheren Imperien her bekannten Muster. Nicht zuletzt daher rührt die oben 
benannte, neuerliche Popularität in den USA, sich selbst über ein ambiva-
lentes römisches Spiegelbild zu reflektieren, bleibt die von Mommsen und 
Syme so genannte »Römische Revolution« Caesars doch das ebenso abschre-
ckende wie tröstende Urbild einer imperialen Gesellschaft, die sich als ge-
fährdete Republik selbst nicht zu diagnostizieren verstand und daher unter-
ging, die ihre kulturellen und weltpolitischen Höhepunkte in Form des 
Reiches aber noch vor sich hatte (dazu Burton 2010; Huhnholz 2010b).

In der historischen Rückschau freilich mag man eher den Eindruck ge-
winnen, dass gar kein metaphorischer US-Rubikon droht, überschritten zu 
werden, sondern dass vielmehr längst eine einspurige Autobahn als Tunnel 
durch ihn hindurch verlegt wurde, die abwechselnd in die eine, dann wieder 
in die andere Richtung lenkt. Floris Biskamp spricht nach Sichtung verschie-
dener Theoriemodelle gar von einer »Dramaturgie demokratischer Imperien«, 
die die historische Beobachtung eines mehr oder minder zyklischen Domi-
nantwerdens des mal stärker innenpolitischen Demokratiewertes und des 
mal stärker außen- bis weltpolitischen Stabilisierungsbestrebens mit militäri-
schen Mitteln fortwährend in den Status einer empirisch plausiblen Hypo-
these für die Analyse US-amerikanischer Weltpolitik hebt (2010: insb. 109–
148). Sie schließt an ältere Beobachtungen an (vgl. etwa Offe 2004: 56ff., 
121–136), die ein imperiumstypisches »Wilson-Syndrom« betonen, also das 
von Raymond Aron als zyklisches »Schwanken zwischen Kreuzzug und 
Rückzug« (1975: 197) charakterisierte Dauermerkmal amerikanischer Au-
ßenpolitik, das sich, wie erwähnt, schon bei Tocqueville angedeutet findet 
– Peter Bender nannte Tocqueville treffend einen französischen Polybios der 
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USA (2003: 22; zur Nachwirkung Pitts 2005; Herb/Hidalgo 2007). Innera-
merikanisch reflektiert findet es sich eigentlich nur während des Hochimpe-
rialismus, und dem Werk Gollwitzers bleibt die Beobachtung zu verdanken, 
dass von dort her eine amerikanische Theoriebildung des Internationalen 
ihren Ausgang nahm, die ihren imperialistischen Ursprung und dessen im-
periale Phasen zwischen Isolationismus und »Amerikanismus« zusehends 
ausblendete: Da »die internationalen Beziehungen ganz überwiegend im 
Zeichen des Imperialismus vonstatten gingen [, hatte] weltpolitisches Den-
ken, das die unmittelbare Realität suchte, infolgedessen dort anzuknüpfen« 
(1982: 253).

Im Übergang zu einer stärker internationalistischen bzw. zwischenstaat
lichen Interpretationsweise expansionistischer Bestrebungen indes invisibi
lisierte sich dieser ursprüngliche Zusammenhang. Die Vorstellung eines im-
perialen »Americanism« wurde so universalisiert, dass sie gegenüber der 
»Realpolitik« der Alten Welt gemäßigter und wohlwollender erschien, dabei 
aber gerade ihre zivilisierungsmissionarische Seite umso mehr betonte. Ent-
sprechend war der US-amerikanische »Antiimperialismus« der vorletzten 
Jahrhundertwende gerade nicht antiimperial oder imperiumsavers; er folgte 
nur nicht den europäischen Vorbildern (ebd.: 253–268). Und dass manche 
Teile dieses Übergangs vom offenen Imperialismus zum pathetischen Inter-
nationalismus mit politmissionarischen Implikationen in jüngerer Vergan-
genheit argumentative Wiedergänger fanden, mag sich zwar gut schematisie-
ren lassen, so man eine realistische versus idealistisch-institutionalistische 
Evalutionsschablone auflegt. Nicht geklärt werden kann mit dieser jedoch, 
warum im jüngeren American-Empire-Diskurs diese Unterscheidungen bei 
diversen Autoren bruchlos miteinander verschmelzen bzw. warum Autoren, 
bei denen eine politische Lagerverortung anhand konventioneller Außenpo-
litikschulen mehr oder minder möglich zu sein scheint, entweder für oder 
aber gegen imperiale Politikstile optieren sollten statt nur für eine entweder 
robuste oder aber eine gemäßigte amerikanische Außenpolitik.

Gleichwohl ist auch das imperiumshistoriographisch paradigmatisch ge-
wordene Muster vom rise, decline and fall nicht einfach untauglich für eine 
politische Analyse der USA. Es dürfte vielmehr auf komplexe Weise politisch 
nützlich sein, scheint doch erstens gerade aufgrund der ebenfalls zyklisch er-
folgenden inneramerikanischen Debatten über einen American decline diese 
Nieder- oder gar Untergangsfurcht regelmäßig innenpolitisch deutungs-
mächtig zu werden und in den Status einer self-defeating prophecy zu gelan-
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gen (dazu theoretisch Fischer 2011; empirisch Joffe 2009):17 Unter innenpo-
litisch deliberativen Gesichtspunkten also verweist die noch rudimentär 
imperiumsreflexive Dekadenz- und letztlich politische Verfallsprophetie auf 
das ihr analytisch eignende »Gegenstück«, nämlich, so ließe sich prognisti-
zierungsmethodisch mit Robert K. Merton formulieren, auf eine »›suicidal 
prophecy‹. Jene änderte das menschliche Verhalten gegenüber dem Verlauf, 
den es ohne die Voraussage genommen hätte, so stark ab […], daß die Vor-
aussage nicht zur Wirklichkeit wird« (Merton 1965: 161, Anm. 1). Kein Ge-
ringerer als Huntington kommentierte schon die vorletzte, durch Paul Ken-
nedys Werk Rise and Fall of the Great Powers Mitte der 1980er Jahre aus- 
gelöste decline-Debatte dergestalt lakonisch: »[T]he more Americans worry 
about the health of their society, the healthier they are« (1988: 96).

Zweitens resultiert gerade aus einer nur in langen Beobachtungszeiträu-
men feststellbaren Zyklizität von einander abwechselnden expansiven Kon-
traktionen und isolationistischen Phasen zumindest für unsere Gegenwart 
notwendigerweise ein Streit der Fakultäten, da sich eine Regelmäßigkeit dem 
generationenübergreifend historischen Blick besser zu erkennen gibt als dem 
Analysten einzelner politischer Etappen oder etwa dem in politisch erwün
schten Selbstbeschreibungskategorien verhafteten Verfassungsjuristen etc. 
Dies jedoch verweist zum Dritten auf eine sodann auch kulturell ausgeprägte 
Verzerrung, die eine transatlantisch, geschweige denn global identische In-
terpretation national- und welthistorischer Höhepunkte US-amerikanischer 
Machtentfaltung nicht zulässt. Weltpolitische Höhepunkte solcher Macht-
entfaltung waren bis vor kurzem häufig zugleich Höhepunkte antiimperialis-
tischer Siege: Unabhängigkeit vom British Empire, Sieg über den National-
sozialismus, Eindämmung der sowjet- und frühen sinokommunistischen 
Expansion und schließlich Untergang des sowjetischen Imperiums selbst. 
Die seit 9/11 zuweilen hemmungsloseste Übertreibung der Gefahr, die von 
einer militanten, religiös wie politisch isolierten und zudem räumlich diffus 
verstreuten Minderheitenideologie wie dem Dschihadismus tatsächlich aus-
geht (dazu Huhnholz 2010a), mag daher auch als Versuch verstanden wer-
den, an die antiimperialistische Selbstbehauptungsgeschichte der US-ameri-
kanischen Demokratie und Weltpolitik anzuknüpfen. Alle vorangegangenen 
Phasen hatte die US-amerikanische Demokratie nicht einfach nur überlebt. 
Sie ist vielfach gestärkt aus diesen Konflikten hervorgegangen. Wohl auch 
daher tendiert die »traditional American historiography […] to agree that 

	 17	Joffe (2009) beobachtet übrigens einen decline-Turnus in Abständen von zehn Jahren; vgl. 
ferner Altegör (2010).
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America is not an empire. Imperialism is not democratic, and since America 
is a democracy it follows that it cannot be an empire« (Höglund 2007: 2).

VI

Was nun aber, so muss abschließend gefragt werden, ist geschehen, wenn 
quer durch alle traditionell so vertrauten politischen Lager und außenpoliti-
schen Orientierungsschulen hindurch eine intellektuelle Reflexion in den 
USA in Gang gekommen ist, die teils überaus bedachte imperiumskompara-
tistische Perspektiven nur noch abnehmend scheut und sogar bereit ist, eine 
nicht selten recht positiv konnotierte Umdeutung imperialer Semantiken in 
Angriff zu nehmen? Einfache Antworten sind jenseits bloß antiamerikani-
scher Stereotype kaum zu haben. Und die innenpolitisch tradierte, synony-
me Verwendung von Diktatur und »imperial« verbannt auch jede Spekulati-
on über verfassungspolitische Intentionen in den Bereich der Hirngespinste. 
Auch eine direkte Vergleichbarkeit der USA mit allen Imperien der Weltge-
schichte wird zweifelsohne nicht als wünschenswertes Ziel der jüngeren be-
griffspolitischen Anverwandlungsversuche ausgemacht werden können. 
Vielleicht ist der ganze Diskurs über ein US-Empire tatsächlich auch nur 
eine durch eine weltpolitische Ausnahmesituation und durch zuweilen hilf-
lose internationalistische Beschreibungsperspektiven verursachte Modeer-
scheinung gewesen, deren akademischer Nachhall bald einmal mehr verklin-
gen wird – man wird sehen. Ob man es optimistisch abwarten sollte, ist 
allerdings eine andere Frage.

Denn womöglich sind wir auch Zeitzeugen eines mitnichten naiven, nur 
modischen oder gar bloß instrumentellen Versuchs, die imperialitätsempi-
risch und nationalgeschichtlich offensichtlichen Zyklen der US-amerikani-
schen Außenpolitik anschlussfähig zu machen für den alternativen Selbstbe-
schreibungsmythos der USA, die exzeptionalistische Großerzählung. Das 
dritte Glied der imperiumstheoretisch klassisch gewordenen Trias vom Auf-
stieg, Abstieg und Untergang eines jeden Imperiums würde hierbei zuguns-
ten einer Amalgamierung zweier amerikanischer Großerzählungen ausge-
tauscht: Auf den Wellenberg des Aufstiegs und das Wellental des Abstiegs 
folgte dann kein allmähliches Verebben oder gar plötzliches Schrumpfen 
imperialer Größe, sondern vielmehr deren Wiederaufstieg bzw. deren Erneu-
erung in der Isolation. Das republikanische Geschichtsnarrativ eines misch-
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verfasst eingehegten Verfassungskreislaufs sähe sich hierbei »zum Guten« 
imperialisiert: Die imperiale Republik würde, dem Phönix-aus-der-Asche-
Prinzip gleich,18 mehr oder minder regelmäßig zurechtgestutzt und revitali-
siert – und entkäme so mithilfe einer exzeptionalistisch anverwandelten Im-
perialitätsselbstdeutung dem imperialen Untergangsschicksal bzw. verzögerte 
es wenigstens. Amerika sähe sich durch die Annahme einer solchen Lesart, so 
hoffen jedenfalls einige Beobachter, zu einem »transitionalen« Imperium er-
koren, einem, dessen Großartigkeit Rom in den Schatten und zukünftige 
Imperien überflüssig machen solle, einem »final empire«, das in der Rhetorik 
des Wilsonism damit wirbt, ein »empire to end all empires« zu sein (Garrison 
2004: 46 u. 166ff.) – wieder einmal.
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